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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Situation in Kasachstan
(2022/2505(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 11. Februar 2021 zur Menschenrechtslage 
in Kasachstan1 und seine früheren Entschließungen zu Kasachstan vom 14. März 20192, 
18. April 20133, 15. März 20124 und 17. September 20095,

– unter Hinweis auf das Abkommen über eine verstärkte Partnerschaft und 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Kasachstan andererseits, das am 21. Dezember 2015 in Astana 
unterzeichnet wurde und nach seiner Ratifizierung durch alle Mitgliedstaaten am 
1. März 2020 in vollem Umfang in Kraft getreten ist,

– unter Hinweis auf die 18. Sitzung des Kooperationsrats EU-Kasachstan vom 10. Mai 
2021, das 13. Treffen im Rahmen des Menschenrechtsdialogs zwischen der EU und 
Kasachstan vom 2. und 3. Dezember 2021 und die 18. Sitzung des Ausschusses für 
parlamentarische Kooperation EU-Kasachstan vom 11. Oktober 2021,

– gestützt auf Artikel 2, Artikel 3 Absatz 5 und die Artikel 21, 24, 29 und 31 des Vertrags 
über die Europäische Union und die Artikel 10 und 215 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, in denen die EU und ihre Mitgliedstaaten 
verpflichtet werden, in ihren Beziehungen zur übrigen Welt die allgemeinen 
Menschenrechte und den Schutz von Menschen zu wahren und zu fördern und bei 
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen restriktive Maßnahmen zu erlassen,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 17. Juni 2019 zur neuen 
Strategie der EU für Zentralasien,

– unter Hinweis auf die Erklärung des Vizepräsidenten der Kommission und Hohen 
Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (HR/VP) vom 8. Januar 2022 
und die Erklärung der Sprecherin des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) vom 
5. Januar 2022 zu den jüngsten Entwicklungen in Kasachstan,

– unter Hinweis auf die Erklärung der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte vom 6. Januar 2022,

– unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, den Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte und das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen Folter,

1 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0056.
2 ABl. C 23 vom 21.1.2021, S. 83.
3 ABl. C 45 vom 5.2.2016, S. 85.
4 ABl. C 251 E vom 31.8.2013, S. 93.
5 ABl. C 224 E vom 19.8.2010, S.30.
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– unter Hinweis auf die allgemeine regelmäßige Überprüfung zu Kasachstan des 
Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen vom 12. März 2020,

– gestützt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass am 2. Januar 2022 Tausende von Menschen in der Stadt Jaŋaözen 
friedliche Proteste gegen die Entscheidung der Regierung begannen, die 
Preisobergrenze für Flüssiggas aufzuheben, was zu einem steilen Preisanstieg geführt 
hatte; in der Erwägung, dass sich die Proteste rasch auf über 60 Städte und Gemeinden 
ausbreiteten, wobei ein echter politischer Wandel, faire Wahlen und wirksame 
Maßnahmen zur Bekämpfung der weit verbreiteten Korruption gefordert wurden;

B. in der Erwägung, dass sich die Menschenrechtslage in Kasachstan während der jüngsten 
Proteste, die von den Demonstranten mit mangelnder demokratischer Vertretung in den 
Entscheidungsprozessen der Regierung, der Verschärfung der Korruption sowie 
Verstößen gegen die Menschenrechte und die politischen Freiheiten begründet wurden, 
gefährlich verschlechtert hat;

C. in der Erwägung, dass weithin bekannt ist, dass es 2011 in der Stadt Jaŋaözen zu 
ähnlichen Protesten kam, als eine straff organisierte Menschengruppe Gewalt 
anwendete, was später von den Staatsorganen zur Rechtfertigung ihres gewaltsamen 
Vorgehens angeführt wurde, bei dem zur Tötung von Menschen geeignete Waffen 
gegen friedliche Demonstranten eingesetzt wurden; in der Erwägung, dass es die 
Staatsorgane Kasachstans trotz Aufforderungen des Europäischen Parlaments 
unterlassen haben, die Ereignisse des Massakers von Jaŋaözen im Jahr 2011 zu 
untersuchen; in der Erwägung, dass das Justizsystem und die Strafverfolgungsbehörden 
diese Ereignisse nicht untersucht haben, was es unwahrscheinlich erscheinen lässt, dass 
die für das derzeitige Blutvergießen Verantwortlichen gerichtlich zur Rechenschaft 
gezogen und bestraft werden;

D. in der Erwägung, dass der 4. und 5. Januar 2022 einen Wendepunkt der Ereignisse 
markierten, als die Gewalt insbesondere in Almaty, der größten Stadt des Landes, 
eskalierte und Berichten zufolge neue Akteure bei den Protesten auf den Plan traten, 
darunter kriminelle Banden, Randgruppen und bewaffnete Gruppen, die die Lage 
ausnutzten, um Gewaltakte wie Razzien, Brandstiftungen und Plünderungen, auch von 
Polizeistationen und Militäreinrichtungen, zu begehen; in der Erwägung, dass die 
Staatsorgane Kasachstans auf die Proteste, einschließlich jener, die legitim und friedlich 
waren, mit unverhältnismäßiger Gewalt reagiert haben; in der Erwägung, dass die 
Sicherheitskräfte auf friedliche Proteste sehr hart reagieren und dabei übermäßig, 
unnötig und willkürlich Gewalt, etwa unter massivem Einsatz von Tränengas, 
Schlagstöcken, Blendgranaten und Wasserwerfern, und auch todbringende Gewalt 
anwenden; in der Erwägung, dass es am 3. und 4. Januar 2022 in mindestens 206 Fällen 
zu politischer Verfolgung gekommen ist, um die Bevölkerung davon abzuhalten, an den 
friedlichen Demonstrationen teilzunehmen, obwohl die Staatsorgane behaupten, dass sie 
das Recht auf friedliche Versammlung achten; in der Erwägung, dass Gruppen 
gewaltsamer Demonstranten am 5. Januar 2022 den Flughafen und Amtsgebäude wie 
das Rathaus von Almaty stürmten;
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E. in der Erwägung, dass seit Beginn der Proteste im ganzen Land fast 10 000 Menschen 
inhaftiert und mindestens 225 Menschen getötet wurden, darunter Kinder, Personen, die 
nicht an den Protesten teilgenommen haben, und 19 Angehörige der Sicherheitskräfte; 
in der Erwägung, dass die tatsächlichen Zahlen wahrscheinlich höher liegen, aber 
infolge unzuverlässiger offizieller Informationen sowie der Störungen der Internet- und 
Mobiltelefondienste nur schwer zu überprüfen sind; in der Erwägung, dass es weiterhin 
Berichte darüber gibt, dass die Verhaftungen, Einschüchterungen und Folterungen von 
zivilgesellschaftlich engagierten und einfachen Bürgern, die während der 
Kundgebungen im Januar 2022 begonnen haben, noch immer andauern; in der 
Erwägung, dass die engagierten Bürger Nuraliya Aytkulova und Aytbay Äliev sowie 
mindestens 12 weitere engagierte Bürger Berichten zufolge während der Proteste von 
den Sicherheitskräften erschossen wurden; in der Erwägung, dass die friedlichen 
Zivilisten Nurbolat Seytkulov und Altınay Etaeva sowie ihre 15-jährige Tochter am 
8. Januar 2022 in Taldıqorğan vom Militär erschossen wurden;

F. in der Erwägung, dass die Staatsorgane Kasachstans am 4. Januar 2022 den mobilen 
Internetzugang und den Zugriff auf die sozialen Netzwerke eingeschränkt haben; in der 
Erwägung, dass Präsident Qasım-Jomart Toqaev am 5. Januar den landesweiten 
Ausnahmezustand ausgerufen hat, der eine Ausgangssperre, vorübergehende 
Einschränkungen der Freizügigkeit und ein Verbot von Massenveranstaltungen umfasst; 
in der Erwägung, dass über eine fünftägige Unterbrechung des Internetzugangs berichtet 
wurde, mit dem die Nachrichtenverbindungen der Demonstranten unterbrochen werden 
sollen;

G. in der Erwägung, dass am 6. Januar 2022 auf ein förmliches Ersuchen Streitkräfte der 
Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit (OVKS) nach Kasachstan entsandt 
wurden, um die Regierung Kasachstans bei ihrem Vorgehen gegen die Demonstranten 
zu unterstützen, womit das von Russland geführte Militärbündnis erstmalig aufgefordert 
wurde, in einem OVKS-Mitgliedstaat einzugreifen;

H. in der Erwägung, dass Präsident Toqaev am 11. Januar 2022 den vollständigen Rückzug 
der OVKS-Truppen aus dem Land bis zum 23. Januar 2022 angekündigt hat; in der 
Erwägung, dass die Regierung Russlands einen Tag nach der Ankündigung von 
Präsident Toqaev vom 11. Januar 2022 ein Verbot der Einfuhr von Fleisch und 
Milcherzeugnissen aus Kasachstan verhängt hat, vorgeblich aufgrund der Ausbreitung 
einer Viruserkrankung unter den Viehbeständen;

I. in der Erwägung, dass die Staatsorgane Kasachstans am 4. Januar 2022 eine breit 
angelegte Desinformationskampagne sowie eine Internetsperre und Medienblockade 
eingeleitet haben, um die staatliche Beteiligung an der Gewalt gegen die eigene 
Bevölkerung zu vertuschen und die friedlichen Demonstrationen und den aufrichtigen 
Wunsch der Bevölkerung Kasachstans nach Gerechtigkeit, Würde und Achtung ihrer 
Rechte zu diskreditieren;

J. in der Erwägung, dass Präsident Toqaev am 7. Januar 2022 befohlen hat, mit scharfer 
Munition gezielt auf die Demonstranten, die er als internationale Terroristen 
bezeichnete, zu schießen; in der Erwägung, dass ein solcher Befehl gegen die 
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völkerrechtlichen Verpflichtungen Kasachstans zur Achtung und zum Schutz des 
Rechts auf Leben verstößt; in der Erwägung, dass die Staatsorgane Kasachstans mittels 
vager und zu weit gefasster Auslegungen von Gesetzen und Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus die freie Meinungsäußerung und die 
friedliche Bekundung abweichender Meinungen willkürlich einschränken; in der 
Erwägung, dass Experten der Vereinten Nationen am 11. Januar 2021 die ausufernde 
Verwendung des Begriffs „Terrorismus“ in Bezug auf Demonstranten, 
zivilgesellschaftlich engagierte Bürger, Menschenrechtsverteidiger, Journalisten und 
politische Parteien angeprangert haben;

K. in der Erwägung, dass die Staatsorgane Kasachstans ihre ins ausländische Exil 
gezwungenen Gegner politisch verfolgen;

L. in der Erwägung, dass nationale und internationale Journalisten und Medienbüros von 
der Regierung Kasachstans und staatlichen Kräften kritisiert und angegriffen werden 
und ausländischen Korrespondenten die Einreise in das Land verweigert wird; in der 
Erwägung, dass Sicherheitskräfte, die Vorkehrungen dafür trafen, dass sie unerkannt 
blieben, auf den für den Fernsehsender TV Doschd tätigen Journalisten Wassili 
Polonski und auf den Fotografen Wassili Krestjaninow schossen, die in der Nähe des 
Leichenschauhauses von Almaty ihrer Arbeit nachgingen; in der Erwägung, dass eine 
Reihe von Journalisten, darunter auch Saniya Toyken, Mahambet Abjan, Lukpan 
Ahmediyarov, Qasım Amanjol und Darhan Ömirbek, von Sicherheitskräften wegen 
ihrer Berichterstattung über Proteste festgenommen oder schikaniert wurden;

M. in der Erwägung, dass die Staatsorgane Kasachstans schon seit langer Zeit die 
Grundrechte eingeschränkt haben, darunter das Recht auf friedlichen Protest, die 
Vereinigungsfreiheit und das Recht auf freie Meinungsäußerung; in der Erwägung, dass 
Kasachstan in der Rangliste der Pressefreiheit von „Reporter ohne Grenzen“ im Jahr 
2021 an 155. Stelle von 180 Ländern steht; in der Erwägung, dass 13 engagierte Bürger, 
die mit den friedlichen Oppositionsbewegungen Köşe Partiyası und Demokratische 
Wahl Kasachstans (Qazaqstannıŋ demokratiyalıq taŋdauı, QDT) in Verbindung stehen, 
abgeurteilt wurden, darunter die politischen Gefangenen Kayrat Klışev, Noyan 
Rahimjanov, Ashat Jeksebaev und Abay Begimbetov, die unmittelbar nach dem Besuch 
des EU-Sonderbeauftragten für Menschenrechte und der EU-Sonderbeauftragten für 
Zentralasien zu fünf Jahren Haft verurteilt wurden; in der Erwägung, dass ihre politisch 
motivierten Gerichtsverfahren im Internet übertragen wurden, wobei keine 
Gerichtsentscheidungen über ein Verbot der QDT und der Köşe Partiyası vorgelegt 
wurden, mit denen die Vorwürfe hätten begründet werden können;

N. in der Erwägung, dass Präsident Toqaev engagierte Bürger, Menschenrechtsverteidiger 
und die freien Medien beschuldigt hat, Unruhen angezettelt zu haben; in der Erwägung, 
dass sich die Menschenrechtslage in Kasachstan in den vergangenen Jahren drastisch 
verschlechtert hat; in der Erwägung, dass mehrere prominente regierungsunabhängige 
Menschenrechtsorganisationen, Medien und Wahlbeobachtungsorganisationen in 
Kasachstan zunehmendem Druck und rechtlichen Schikanen durch die staatlichen 
Stellen des Landes ausgesetzt sind; in der Erwägung, dass dies Teil eines 
umfangreicheren Vorgehens gegen die Zivilgesellschaft, die Gewerkschaften und die 
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demokratischen Grundrechte ist, insbesondere in Bezug auf die Meinungs-, 
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit, den politischen Pluralismus, das Recht auf 
Beteiligung an öffentlichen Angelegenheiten und die Rechtsstaatlichkeit;

O. in der Erwägung, dass die Menschenrechtsverteidigerin Raygül Sadırbaeva, die sich in 
schlechtem Gesundheitszustand befindet, während der Ermittlungen in einem politisch 
motivierten Strafverfahren in Untersuchungshaft genommen wurde, weil sie die 
Demonstrationen in Semei verfolgte, und nun einer langen Haftstrafe entgegensieht; in 
der Erwägung, dass die Menschenrechtsverteidigerin Aliya Isenova, der von 
Sicherheitskräften in den Arm geschossen wurde, als sie eine Demonstration in Semei 
verfolgte, Berichten zufolge ebenfalls mit einer langen Haftstrafe in einem politisch 
motivierten Strafverfahren zu rechnen hat;

P. in der Erwägung, dass trotz Erklärungen des Innenministeriums Kasachstans gegenüber 
dem Direktor des Büros für demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), dass die 
Bedingungen in den Hafteinrichtungen verbessert und die Menschenrechte geachtet 
würden, keine greifbaren Ergebnisse erzielt wurden; in der Erwägung, dass Folter und 
Misshandlungen in Haftanstalten trotz eines von einem Vertreter des kasachischen 
Strafvollzugssystems und von der Menschenrechtsverteidigerin Jelena Semjonowa 
unterzeichneten Memorandums nach wie vor an der Tagesordnung sind, ebenso wie 
Straflosigkeit für diese Verbrechen, da die Staatsorgane Foltervorwürfen nach wie vor 
nicht auf glaubhafte Weise nachgehen;

Q. in der Erwägung, dass die Staatsorgane regelmäßig versuchen, die Konten von 
engagierten Bürgern, Menschenrechtsverteidigern und der Opposition in den sozialen 
Medien zu hacken; in der Erwägung, dass Kasachstan versucht, Oppositions- und 
Menschenrechtsinhalte in den sozialen Medien zu zensieren;

R. in der Erwägung, dass die Europäische Union und Kasachstan seit der Unabhängigkeit 
des Landes im Jahr 1991 Partner sind; in der Erwägung, dass die Europäische Union 
und Kasachstan ein erweitertes Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (EPKA) – 
das erste dieser Art mit einem Partner in Zentralasien – unterzeichnet haben, mit dem 
die Beziehungen zwischen der EU und Kasachstan auf eine neue Ebene gehoben 
wurden und das ein wichtiger Meilenstein in den über in 25 Jahre währenden 
Beziehungen zwischen der EU und Kasachstan ist; in der Erwägung, dass das von allen 
EU-Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament ratifizierte EPKA am 1. März 
2020 in Kraft getreten ist; 

1. bedauert zutiefst den Verlust von Menschenleben und verurteilt aufs Schärfste die 
Gewalttaten, die auf breiter Front im Anschluss an friedliche Proteste in Kasachstan 
verübt wurden; spricht den Opfern und ihren Angehörigen sein Beileid aus;

2. erklärt sich solidarisch mit der Bevölkerung Kasachstans, die uneingeschränkt das 
Recht auf friedliche Versammlung zu Protesten gegen das Ausbleiben von Reformen in 
Kasachstan und für eine gedeihliche Zukunft des Landes haben sollte; verurteilt aufs 
Schärfste die dramatische und sich ständig verschlechternde Lage der Menschenrechte 
in Kasachstan, die auch das Recht auf freie Meinungsäußerung und die 
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Arbeitnehmerrechte und soziale Rechte betrifft; fordert die Staatsorgane Kasachstans 
nachdrücklich auf, ihren internationalen Verpflichtungen nachzukommen und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu achten;

3. fordert die Regierung Kasachstans auf, aus politischen Gründen erhobene Anklagen 
fallenzulassen und willkürlichen Festnahmen, Repressalien und Schikanen gleich 
welcher Art, die sich gegen Menschenrechtsverteidiger, engagierte Bürger, religiöse 
Organisationen, Organisationen der Zivilgesellschaft, Gewerkschaften, Journalisten und 
Bewegungen der politischen Opposition richten, ein Ende zu setzen und es den 
Menschen zu ermöglichen, ihre politischen, religiösen und sonstigen Überzeugungen 
frei zum Ausdruck zu bringen;

4. fordert die Regierung Kasachstans nachdrücklich auf, die Demonstranten und 
engagierten Bürger, die willkürlich inhaftiert wurden, umgehend freizulassen; fordert 
die Staatsorgane Kasachstans nachdrücklich auf, alle politischen Gefangenen umgehend 
freizulassen und vollständig zu rehabilitieren, darunter Bekijan Mendıgaziev, Erulan 
Amirov, Igor Tschuprina, Ruslan Ğinatullin, Erjan Elşibaev, Saltanat Kusmanqızı, 
Baurjan Yusupov, Nataliya Dauletiyarova, Rinat Batkaev, Erbol Esxojin, Asqar 
Kayırbek, Wlasbek Ahmetov, Ashat Jeksebaev, Kayrat Klışev, Noyan Rahimjanov, 
Abay Begimbetov und Raygül Sadırbaeva; fordert die Staatsorgane auf, die 
Maßnahmen zur Anordnung von Untersuchungshaft und Hausarrest sowie die 
Freiheitsbeschränkungen gegen zivilgesellschaftlich engagierte Bürger aufzuheben;

5. verurteilt die Verletzungen der Grundfreiheiten und Menschenrechte von 
Demonstranten, Medienschaffenden und engagierten Bürgern durch die Staatsorgane 
Kasachstans einschließlich des willkürlichen Einsatzes tödlicher Gewalt durch die 
Sicherheitskräfte; verurteilt die hetzerischen Verlautbarungen von Präsident Toqaev, zu 
denen auch gehört, dass er die Demonstranten unterschiedslos als „Terroristen“ 
bezeichnete, ihre Zahl (angeblich etwa 20 000) ohne jeglichen Grund überaus hoch 
ansetzte und damit drohte, sie töten zu lassen; fordert Präsident Toqaev nachdrücklich 
auf, den Befehl, ohne Vorwarnung tödliche Schüsse abzugeben, öffentlich aufzuheben;

6. fordert die staatlichen Stellen auf, Informationen über Festnahmen und Todesfälle 
infolge der Proteste offenzulegen und dafür zu sorgen, dass alle Angeklagten Zugang zu 
einem Rechtsbeistand haben und im Einklang mit dem Völkerrecht faire 
Gerichtsverfahren erhalten;

7. fordert die Staatsorgane Kasachstans auf, das Gesetz über öffentliche Versammlungen 
zu überarbeiten, um das Recht auf friedlichen Protest im Einklang mit internationalen 
Normen zu garantieren, damit den Menschen in Kasachstan die Teilnahme an 
friedlichen Protesten ermöglicht wird, ohne dass sie Angst vor einer Festnahme oder 
Schikanierung und dem Eingreifen durch die Polizei haben müssen, und dafür Sorge zu 
tragen, dass unabhängige Medien, Gruppen der Zivilgesellschaft und der Opposition, 
engagierte Bürger, Gewerkschafter und Menschenrechtsverteidiger ihre Tätigkeiten 
ohne ungebührliche staatliche Einmischung und ohne Angst vor Schikanierung oder 
politisch motivierter Strafverfolgung ausüben können; fordert in diesem 
Zusammenhang, das Justizsystem grundlegend zu reformieren und – wie von den 
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Vereinten Nationen und der OSZE empfohlen – jene Artikel des Strafgesetzbuchs 
aufzuheben, auf die zum Zwecke der politisch motivierten Strafverfolgung 
zurückgegriffen wird; fordert die Staatsorgane Kasachstans auf, die 
Gerichtsentscheidungen in Bezug auf die friedlichen Oppositionsbewegungen Köşe 
Partiyası und QDT aufzuheben;

8. fordert die Staatsorgane Kasachstans auf, die politische Verfolgung von 
Menschenrechtsgruppen wie Bostandıq.kz, Qaharman, Femina Virtute, Veritas, 405, 
Elimay und 14 bap (Artikel 14) einzustellen;

9. fordert die EU und die internationale Gemeinschaft auf, umgehend eine 
ordnungsgemäße internationale Untersuchung der während der zweiwöchigen 
Kundgebungen in Kasachstan begangenen Verbrechen gegen die Bevölkerung 
Kasachstans einzuleiten und unter anderem die Fälle des Verschwindenlassens zu 
untersuchen sowie Berichten über Folter, willkürliche Festnahmen und den Einsatz von 
Scharfschützen, die friedliche Demonstranten, darunter Minderjährige, in Almaty und in 
anderen Städten Kasachstans getötet oder verletzt haben, nachzugehen;

10. fordert den EAD und die Mitgliedstaaten auf, die Menschenrechtslage in Kasachstan 
über multilaterale Foren zu überwachen, auch im Rahmen des Menschenrechtsrats der 
Vereinten Nationen oder der OSZE;

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Initiative zu ergreifen, um den Moskauer 
Mechanismus der OSZE in Anspruch zu nehmen, um die Fakten und Umstände im 
Zusammenhang mit dem Tod von Demonstranten und Sicherheitskräften in Almaty im 
Januar 2022 und anderen Vorwürfen von Menschenrechtsverletzungen seit Beginn der 
friedlichen Protestbewegung in ganz Kasachstan zu untersuchen;

12. fordert die Staatsorgane Kasachstans auf, Sonderverfahren der Vereinten Nationen und 
OSZE-Sachverständige zu Besuchen vor Ort einzuladen und uneingeschränkt mit ihnen 
zusammenzuarbeiten, und die Einrichtung einer ständigen Arbeitsgruppe unter der 
Schirmherrschaft der OSZE in Erwägung zu ziehen, deren Aufgabe es wäre, zu prüfen, 
ob die Unruhen durch Einmischung aus dem Ausland oder Machtkämpfe im Inland 
ausgelöst wurden, und die eigentlichen Ursachen der Unruhen anzugehen;

13. ist besorgt über die inakzeptable Lage der Medienfreiheit in dem Land; fordert die 
Regierung Kasachstans auf, unabhängigen Journalisten ein freies und sicheres Umfeld 
zu bieten; verurteilt aufs Schärfste, dass das Internet gesperrt wird, um abweichende 
Meinungen zu unterdrücken und gegen das Recht auf freie Meinungsäußerung und die 
Versammlungsfreiheit zu verstoßen, was im Widerspruch zu internationalen 
Menschenrechtsnormen steht; fordert die Staatsorgane Kasachstans auf, den 
uneingeschränkten Zugang zum Internet wiederherzustellen, die Sperrung aller anderen 
Kommunikationsmittel aufzuheben und nicht mit Repressalien gegen diejenigen 
vorzugehen, die unabhängig Nachrichten weitergeben; fordert Präsident Toqaev auf, die 
Bedeutung und die Funktion freier Medien in Kasachstan öffentlich anzuerkennen und 
uneingeschränkt zu achten;
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14. verurteilt die Praxis der Folter und Misshandlung in Haftanstalten und fordert die 
Staatsorgane Kasachstans nachdrücklich auf, das Recht der Bürger auf Freiheit von 
Folter und Misshandlung zu garantieren, dafür zu sorgen, dass die Haftbedingungen den 
internationalen Normen in vollem Umfang entsprechen, Fälle von Folter gründlich zu 
untersuchen und der Straflosigkeit ein Ende zu setzen; fordert die Staatsorgane 
Kasachstans auf, Vertretern des nationalen Präventionsmechanismus und der 
Ombudsperson sofort und ungehindert Zugang zu allen Inhaftierten zu gewähren;

15. fordert die Staatsorgane Kasachstans nachdrücklich auf, davon abzusehen, den Vorwurf 
des Terrorismus auf der Grundlage einer übermäßig weiten Auslegung des Begriffs zu 
erheben, und nach internationalen Normen zwischen friedlichen Demonstranten und 
Personen, die Gewalt angewandt und Verbrechen begangen haben, zu unterscheiden; 
bekräftigt seine Forderung, die Definition des Begriffs „Extremismus“ zu überarbeiten, 
um sie mit den internationalen Verpflichtungen Kasachstans in Einklang zu bringen; 
fordert die Staatsorgane Kasachstans nachdrücklich auf, Artikel 405 des 
Strafgesetzbuchs Kasachstans nicht länger anzuwenden, um gegen mutmaßliche oder 
tatsächliche Mitglieder verbotener „extremistischer“ Gruppen vorzugehen, eine 
Überprüfung des willkürlichen gerichtlichen Verbots friedlicher politischer 
Bewegungen anzustreben, eine unabhängige Überprüfung aller Urteile zu veranlassen, 
die wegen des Vorwurfs der Gründung einer verbotenen „extremistischen“ Organisation 
oder der Mitwirkung in einer solchen Organisation ergangen sind, und die Gerichte zu 
ersuchen, alle Urteile aufzuheben, die gegen Personen allein wegen angeblicher 
Mitgliedschaft in einer oder angeblicher Unterstützung für eine Gruppierung oder 
Interessenvertretung der friedlichen politischen Opposition verhängt wurden;

16. fordert, dass im Rahmen der Zusammenarbeit der EU mit Kasachstan die 
Menschenrechte zu einem vorrangigen Anliegen erklärt werden; betont, dass engere 
politische und wirtschaftliche Beziehungen im Sinne des Abkommens über eine 
verstärkte Partnerschaft und Zusammenarbeit auf gemeinsamen Werten beruhen und 
aktiven und konkreten Zusagen Kasachstans zu demokratischen Reformen entsprechen 
müssen, die sich aus den internationalen Verpflichtungen und Zusagen des Landes 
ergeben; fordert den HR/VP, den EAD und die Mitgliedstaaten auf, Kasachstan 
fortwährend aufzufordern, alle Gesetze aufzuheben oder zu ändern, die mit 
internationalen Normen unvereinbar sind, und in allen einschlägigen bilateralen Treffen 
Menschenrechtsangelegenheiten zur Sprache zu bringen;
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17. fordert die EU-Delegation und die Vertretungen der Mitgliedstaaten in Kasachstan auf, 
die Lage genau zu beobachten, inhaftierte Demonstranten und politische Gefangene zu 
besuchen und zu unterstützen, aktiv mit lokalen Mitgliedern der Zivilgesellschaft 
zusammenzuarbeiten, indem regelmäßige Treffen ohne Unterscheidung der Person 
organisiert werden, und eine Rolle bei der Förderung des Dialogs zwischen der 
Regierung und der Zivilgesellschaft zu übernehmen; fordert die EU-Delegation und die 
Vertretungen der Mitgliedstaaten in Kasachstan darüber hinaus nachdrücklich auf, die 
anhaltenden Menschenrechtsverletzungen aufmerksam zu beobachten und rasch darauf 
zu reagieren und öffentlich Stellung dazu zu beziehen, indem sie Opfern politisch 
motivierter Strafverfolgung und inhaftierte engagierte Bürger Unterstützung gewähren, 
Gerichtsverfahren gegen Regierungskritiker und Menschenrechtsverteidiger beiwohnen 
und Gefängnisbesuche durchführen; fordert, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten 
dringend ein umfassendes Programm zur Unterstützung der Zivilgesellschaft und der 
demokratischen Kräfte Kasachstans ausarbeiten;

18. fordert die EU-Delegation und die Botschaften der EU-Mitgliedstaaten in Kasachstan 
auf, abgestimmt und rasch zu handeln, damit Menschenrechtsverteidigern, die in Gefahr 
sind und vorübergehend aus Kasachstan umgesiedelt werden müssen, Visa ausgestellt 
werden; fordert die EU-Delegation und die Botschaften der EU-Mitgliedstaaten in 
Kasachstan auf, sich mit den Staatsorganen Kasachstans ins Benehmen zu setzen, um 
die umgehende Freilassung von Hunderten von politischen Gefangenen und Häftlingen 
in Kasachstan, die Aufhebung der Freiheitsbeschränkungen gegenüber der 
Zivilgesellschaft und in der Opposition engagierten Bürgern und die Abschaffung von 
Folter und Misshandlung in Gefängnissen zu erwirken;

19. begrüßt, dass der HR/VP in seiner Erklärung vom 8. Januar 2022 Unterstützung für eine 
friedliche Lösung der Krise angeboten hat, bedauert jedoch, dass eine diplomatische 
Initiative bislang ausgeblieben ist; fordert den EAD auf, sich in den Kapazitätsaufbau 
einzubringen und das vorhandene Potenzial in den Bereichen Vermittlung und 
friedliche Krisenbeilegung zu nutzen sowie weitere Instrumente wie die 
Pendeldiplomatie – auch in Person des HR/VP oder des Sonderbeauftragten der 
Europäischen Union für Zentralasien – einzusetzen;

20. fordert den EAD auf, sich in der nächsten Sitzung des Menschenrechtsrats der 
Vereinten Nationen dafür einzusetzen, die Lage in Kasachstan zu erörtern und 
anschließend eine diesbezügliche Resolution anzunehmen;

21. fordert die Staatsorgane Kasachstans auf, bei der Einhaltung des Rechtsrahmens für die 
Abhaltung von Wahlen die internationalen Normen einzuhalten und die Empfehlungen 
der internationalen begrenzten Wahlbeobachtungsmission des BDIMR zu den in der 
Verfassung garantierten Grundfreiheiten, der Beteiligung der Zivilgesellschaft, dem 
politischen Pluralismus, der Unparteilichkeit der Wahlverwaltung, dem aktiven und 
passiven Wahlrecht, der Eintragung in das Wahlverzeichnis, den Medien und der 
Veröffentlichung der Wahlergebnisse umzusetzen;
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22. fordert Kasachstan auf, dringend Reformen zur Bekämpfung der Korruption und der 
zunehmenden Ungleichheit durchzuführen; fordert, dass die Organe der EU die 
Annahme von Rechtsvorschriften zur Korruptionsbekämpfung zu beschleunigen, um 
wegen Menschenrechtsverletzungen und Geldwäsche gegen korrupte Amtsträger und 
ihre Unterstützer in Kasachstan vorzugehen;

23. weist darauf hin, dass die kürzlich gebilligte globale Sanktionsregelung der EU im 
Bereich der Menschenrechte es der EU ermöglicht, weltweit gegen diejenigen 
vorzugehen, die schwere Menschenrechtsverletzungen begangen haben, also im Fall 
Kasachstans gegen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die an auf breiter 
Front und systematisch begangenen Menschenrechtsverletzungen beteiligt sind oder 
damit in Verbindung stehen; fordert den Rat auf, gezielte Sanktionen gegen 
hochrangige Amtsträger Kasachstans zu verhängen, die für die schweren 
Rechtsverstöße während der Proteste im Januar 2022 verantwortlich sind;

24. nimmt zur Kenntnis, dass Präsident Toqaev Reformen in Gesellschaft, Wirtschaft und 
Politik angekündigt hat, und erwartet, dass die Regierung und die Behörden dieser 
Ankündigung Taten folgen lassen, um den Lebensstandard der Bürger zu verbessern 
und deren Unzufriedenheit zu beseitigen, und fordert den Präsidenten auf, so bald wie 
möglich weitere Klarstellungen vorzunehmen, was die politischen Reformen und die 
Struktur des neuen Fonds für die Bevölkerung Kasachstans anbelangt; legt der 
Regierung Kasachstans nahe, bei diesem Reformprozess eine Zusammenarbeit mit der 
EU, der OSZE und dem Europarat anzustreben, und fordert den EAD auf, sich dafür 
bereitzuhalten, in diesem Prozess jedwede sachdienliche Unterstützung zu leisten;

25. fordert die Nachbarn Kasachstans auf, jegliche Einmischung zu unterlassen, die 
negative Auswirkungen auf die inneren Angelegenheiten Kasachstans haben könnte;

26. fordert die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU einschließlich des EAD 
sowie die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und die Weltbank auf, 
die Finanzierungsprogramme in Kasachstan einzustellen, bis die Regierung wesentliche 
und spürbare Anstrengungen unternimmt, um ihre Menschenrechtsbilanz zu verbessern, 
wozu auch gehört, dass alle Empfehlungen des Europäischen Parlaments, der Vereinten 
Nationen und der OSZE so umgesetzt werden, dass die unabhängige Zivilgesellschaft, 
engagierte Bürger, Menschenrechtsverteidiger und die Medien ohne Einschränkungen 
direkt unterstützt werden können;

27. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, dem Sonderbeauftragten der EU für Zentralasien, den Regierungen 
und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Regierung und dem Parlament 
Kasachstans zu übermitteln.


